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IMPRESSUM

Die Würde der toten Kinder
Eltern aus Niederbrechen sind mit ihrer Sternenkinder-Petition erfolgreich und erreichen eine Gesetzesänderung

Totgeborenen Kindern soll künftig
mit mehr Würde begegnet werden.
Das fordert das Ehepaar Martin in
einer Petition an den Bundestag.Mehr
als 40000 Unterschriften zur Unterstüt-
zung sind dazu eingegangen.

Von Johannes Laubach

Brechen-Niederbrechen. „Wir haben unse-
re Geschichte so oft erzählt, irgendwann ist
es auch mal gut“, sagt Barbara Martin. Es
ist eine traurige Geschichte von ihr, ihrem
Mann Mario und ihren Kindern Joseph-
Lennard und den Zwillingen Tamino-Fede-
rico und Penelope-Wolke. Die Kinder sind
tot. Frühgeburten für das Gesetz, Sternen-
kinder für die Eltern. Bis auf Penelope ha-
ben die Kinder nach dem Gesetz gar nicht
existiert, bei Joseph-Lennard kämpft das
Ehepaar seit drei Jahren mit der Klinik um
eine Anerkennung. Joseph-Lennard und
sein Bruder haben es nicht ins Stamm-
buch, ins Personenstandsregister, geschafft:
zu klein, unter 500 Gramm Gewicht, ohne
erkennbare Lebenszeichen. Kein Eintrag,
kein Platz für die letzte Ruhe, kein Platz für
die Eltern zum Trauern.
Und hier beginnt die neue Geschichte
nach dem Tod der Kinder. Joseph-Lennard,
Tamino-Federico und Penelope-Wolke ha-
ben einen Platz für ihre letzte Ruhe gefun-
den, auf dem Friedhof in Niederbrechen
im Grab der Großeltern. Keine Selbstver-
ständlichkeit. „Oft verlassen die Eltern die
Klinik, ohne zu wissen, was mit ihren Kin-
dern passiert ist“, erzählt der Vater. Hygie-
nisch entsorgt oder für medizinische Zwe-
cke genutzt, das sind zwei Möglichkeiten,
wenn die geborenen Kinder weniger als
500 Gramm wiegen. Ein Tod ohne Würde.
Das wird sich ändern. „Der Petitionsaus-

schuss des Bundestags hat die Bundesregie-
rung mit seinem höchsten Votum aufgefor-
dert, eine Lösung zu erarbeiten“, sagt Stefa-
nie Vogelsang. Die CDU-Bundestagsabge-
ordnete aus dem Berliner Stadtteil Neu-
kölln gehört dem Petitionsausschuss an
und ist Berichterstatterin für die vom Ehe-
paar Martin eingereichte Petition, auch tot-
geborene Kinder unter 500 Gramm ins Per-
sonenstandsregister aufzunehmen. Nach
Angaben der Abgeordneten wird noch vor
der Sommerpause ein entsprechender Vor-
schlag der Bundesregierung erwartet.

Recht für alle Kinder
Doch damit noch nicht genug. „Wir wollen
von der Koalition einen eigenen Gesetzent-
wurf einbringen“, sagt Stefanie Vogelsang.
Dazu hatten sie und Ingrid Fischbach als
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion kurz vor Weihnachten
zu einem Expertengespräch nach Berlin
eingeladen. Mit am Tisch saßen auch Bar-
bara und Mario Martin. „Unser Ziel ist es,

dass alle geborenen Kinder ein Eintra-
gungsrecht erhalten“, hat Barbara Martin
auch vor den Experten deutlich gemacht.
Der Petitionsausschuss hat angeregt, im
Rahmen einer gesetzlichen Neureglung
auf eine starre Gewichtsgrenze von totge-
borenen Kindern ganz zu verzichten.
„Viele hätten es gar nicht für möglich
gehalten, dass Bürger mit einer Petition
tatsächlich Gehör finden und es am Ende
sogar eine Gesetzesänderung geben kann“,
darauf weist Georg Ehrmann von der
Deutschen Kinderhilfe im Expertenge-
spräch hin. Auch für Stefanie Vogelsang ist
es außergewöhnlich, dass sie eine Petition
von Privatpersonen begleitet. Normaler-
weise werden Petitionen von Verbänden
oder Institutionen eingereicht.
„Aus meiner Sicht ein feines und wichti-
ges Anliegen“, zollt Stefanie Vogelsang als
zuständige Berichterstatterin dem Anliegen
des Ehepaars aus Niederbrechen inhaltlich
Respekt. Den Erfolg einer nun geforderten
Gesetzesänderung habe sich das Ehepaar

Martin jedoch nicht nur aus dem inhaltli-
chen Anliegen verdient, sondern vor allem
auch durch seinen persönlichen Einsatz.
Ein Lob, das Barbara und Mario Martin

zurückgeben. „Wir haben uns mit unserem
Anliegen bei Frau Vogelsang immer gut
aufgehoben gefühlt“, sagen sie. In der Tat,
ein Selbstläufer war die Petition nicht.
Nachdem die Martins – nicht zuletzt auch

mit Unterstützung des CDU-Bundestagsab-
geordneten Klaus-Peter Willsch – ihre Peti-
tion eingereicht hatten, wollte der Aus-
schuss die Akte schon schließen. Doch
nach einem Gespräch mit dem Ehepaar
war für Stefanie Vogelsang klar: Das Anlie-
gen verdient weiter Unterstützung.

Dem Ziel ganz nahe
Barbara und Mario Martin sind ihrem Ziel
nun ganz nahe. „Wir haben immer wieder
auch gehört: Die wollen in die Zeitung, die
wollen ins Fernsehen. Uns ging es aber im-
mer um die Petition“, sagt Barbara Martin.
Viele Anfragen von Fernsehsendern und
Printmedien hat das Ehepaar abgelehnt.
Auf der anderen Seite hat die Veröffentli-
chung in der Frankfurter Neuen Presse am
11. November 2009 („Im Herzen leben die
Kinder weiter“) ihrem
Anliegen einen richtigen
Schub an Unterstützung
gegeben.
Natürlich war es für

sie spannend und aufregend, nach Berlin
zu reisen, mit Abgeordneten und Fachleu-
ten zu diskutieren und dabei auch den
Mächtigen zu begegnen. Es gab sogar ein
kurzes Gespräch mit Bundeskanzlerin An-
gela Merkel. „Sie war sehr interessiert und
hat uns ihre Unterstützung zugesagt“, be-
richtet Mario Martin.
Viele persönliche Betroffene haben ihr
Schicksal mit Fehl- und Totgeburten dem
Ehepaar mit auf den Weg gegeben. „Das ist
schon sehr eindringlich“, sagt auch Stefanie
Vogelsang als Berichterstatterin des Petiti-
onsausschusses. „Es war auch ein wenig be-
klemmend, wie viele Menschen ihre Hoff-
nungen mit unserer Petition verbanden“,
sagt Barbara Martin. Hoffnung, die nun zur
Würde wird. Zur Würde für die totgebore-
nen Kinder, zur Würde für ihre Eltern.

Gedenken an die drei toten Kinder: Die Anrichte im Wohnzimmer von Barbara und Mario Martin ist der Platz, an dem mit Kerzen, Engeln und Plüschtieren an Joseph-Lennard, Tamino-
Federico und Penelope-Wolke erinnert wird. Foto: Laubach

Barbara (2.v.l.) und Mario Martin finden in Bundeskanzlerin Angela Merkel eine aufmerksame
Zuhörerin, links Verena Martin, die Schwester von Mario. Foto: Privat

I N F O Grundrecht auf Petition

Nach Artikel 17 des Grund-
gesetzes hat jedermann das
Recht, sich einzeln oder in
Gemeinschaft mit anderen
schriftlich mit Bitten oder
Beschwerden (Petitionen) an
die zuständigen Stellen und an
die Volksvertretung, insbe-
sondere also auch an den
Deutschen Bundestag, zu
wenden. Unter „Bitten“ sind in
erster Linie Vorschläge zur
Gesetzgebung zu verstehen.
Das Recht, Petitionen ein-

zureichen, haben natürliche
Personen, unabhängig von
Wohnsitz und Staatsangehörig-
keit. Es können sich auch Ju-
gendliche und Kinder an den
Ausschuss wenden. Die Aus-

übung des Petitionsrechts ist an
keine formellen Vorausset-
zungen geknüpft; die Eingabe
muss allerdings schriftlich und
eigenhändig unterschrieben
sein und ein verständliches
Anliegen enthalten. Bei elektro-
nisch übermittelten Petitionen
reicht es, wenn der Urheber
und dessen Postanschrift er-
sichtlich sind und das im In-
ternet für elektronische Peti-
tionen zur Verfügung gestellte
Formular verwendet wird
(Ersatz der Unterschrift).
Jährlich gehen etwa 18000

Petitionen beim Bundestag ein
und werden vom Präsidenten
an den Petitionsausschuss über-
wiesen. jl

„ Auch ich habe vor über 30
Jahren ein Kind 3 Wochen vor
dem Termin tot geboren. Es
kann kaum jemand verstehen,
in welche seelische Not man

dabei kommt.“
Anonymisierter Eintrag auf der Internetseite

des Ehepaars Martin unter http://
jltfpw.jimdo.com/

In der Frankfurter Neuen Presse vom 11.November 2009
wurde der Fall schon einmal behandelt.

Finanzgericht
stärkt Rechte von
Homo-Paaren

Köln. Das Finanzgericht Köln hat
die Position homosexueller Paare
im Steuerrecht gestärkt. Eingetrage-
ne Lebenspartner seien bis zu einer
Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Lohn- und Ein-
kommensteuer vorläufig wie Ehe-
gatten zu behandeln, urteilte das Fi-
nanzgericht Köln (4 V 2831/11)
nach Angaben vom Mittwoch. Den
Partnern war vom Finanzamt ver-
boten worden, auf ihren Lohnsteu-
erkarten die Steuerklasse IV einzu-
tragen, was nach der aktuellen Re-
gelung nur Ehegatten erlaubt ist.
Das Gericht hob das Verbot auf
und verwies auf eine Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts
(1 BvR 611/07) zur Erbschaftsteuer.
Darin wurde eine Ungleichbehand-
lung von Ehe und eingetragener
Lebenspartnerschaft im Erbschaft-
steuerrecht als verfassungswidrig
angesehen. dapd

Griechen sollen
im April wählen

Athen. Die Parlamentswahl in
Griechenland wird sich nach Anga-
ben von Vize-Regierungschef Evan-
gelos Venizelos noch bis Ende April
hinauszögern. So bekomme die
Übergangsregierung mehr Zeit für
Verhandlungen mit Vertretern der
Eurozone und der Banken über die
griechischen Staatsschulden, erklär-
te er. Die konservative Koalitions-
partei Nea Dimokratia hatte zu-
nächst Neuwahlen im Februar ge-
fordert. „Die Wahlen werden nach
Ostern stattfinden“, sagte Venizelos
bei einem Treffen seiner PASOK-
Partei. Das orthodoxe Ostern fällt
2012 auf den 15. April. Ein genaues
Datum für den Urnengang gab er
indes nicht an. Koalitionspartner
Nea Dimokratia hatte ursprünglich
Neuwahlen im Februar gefordert,
am Dienstag dann aber eingelenkt.
Ein Sprecher betonte jedoch, die
konservative Partei bestehe auf ei-
nem Termin vor Ostern. afp
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